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Beratungsfolge: Abstimmung 

Sitzungsdatum Gremium Zuständigkeit Ja Nein Ent Bef 

23.09.2014 Stadtrat der Stadt Genthin Entscheidung     

 Ergebnis der Abstimmung:  beschlossen  abgelehnt 

Beschlussvorschlag: 
Beschluss: 
Der Stadtrat der Stadt Genthin entsendet im Rahmen des Bundesprogramms „Toleranz fördern – 
Kompetenz stärken“ folgende Stadträte sowie deren Vertreter in den Begleitausschuss für die 
Lokalen Aktionspläne: 

Mitglieder: 
SR Dr. Gordon Heringshausen 
SR Willi Bernicke 
Vertreter:  
SR Günter Sander 
SR Andy Martius 

 
 
 
(Paul Karle) (Thomas Barz) 
Fachbereichsleiter Bürgermeister 
 
 



 
2014-2019/SR-034 

 

 

 
Sachverhalt: 
Am 26.05.2011 (2009-2014/SR-140) beschloss der Stadtrat der Stadt Genthin in Kooperation mit der 
Einheitsgemeinde Stadt Jerichow die Beteiligung der Stadt Genthin am Bundesprogramm "Toleranz 
fördern - Kompetenz stärken" , Programmbereich "Entwicklung integrierter lokaler Strategien" (Lokale 
Aktionspläne) sowie die Entsendung von Vertretern in den Begleitausschuss für den LAP (2009-
2014/SR-140/1). Entsandt wurden seinerseits die Stadträte Sebastian Hahn und Dr. Gordon 
Heringshausen. Als deren Vertreter wurde Herr Günter Sander benannt. 
Für die neue Wahlperiode 2014 -2019 macht sich ein erneuter Beschluss zur Entsendung von 
Vertretern erforderlich. 
Gemäß Geschäftsordnung des Begleitausschusses (Stand: 17.01.2014), Ziffer I Nr.1 sind dabei zwei 
Vertreter aus dem Stadtrat Genthin zu benennen. Für beide Vertreter ist jeweils ein Stellvertreter zu 
benennen. 
Bislang liegen der Stadt noch keine Vorschläge vor. Sofern seitens der Fraktionen mehr Voschläge 
unterbreitet werden als Personen benannt werden können, muss eine Wahl gemäß § 56 Abs. 3 u. 4 
der Kommunalverfassung des Landes Sachsen Anhalt (KVG LSA) erfolgen. 
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